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Bericht 
des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) gemäß § 96 der  Geschäftsordnung 

zu dem Gesetzentwurf des Bundesrates 
— Drucksachen 11/281, 11/1892 — 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Entschädigung 
für Strafverfolgungsmaßnahmen 

Bericht der Abgeordneten Diller, von Schmude und Frau Vennegerts 

Der Gesetzentwurf beabsichtigt, den immateriellen 
Schadensersatz für Entschädigungsberechtigte, die 
wegen einer Freiheitsstrafe zu entschädigen sind, von 
bislang 10 DM pro Tag auf 20 DM pro Tag zu erhöhen, 
da der Pauschalsatz seit Erlaß des Gesetzes im Jahre 
1971 unverändert geblieben ist. 

Der Bundeshaushalt ist lediglich bei Entschädi-
gungsleistungen in vom Generalbundesanwalt beim 
Bundesgerichtshof geführte Verfahren betroffen und 
wird daher durch die vorgesehene Änderung nur ge-
ringfügig belastet. Die aus dem Bundeshaushalt zu 

erstattenden Ausgaben werden auf 2 000 DM ge-
schätzt. 

Die Haushalte der Länder werden hingegen insge-
samt mit Mehrausgaben von rund 700 000 DM bela-
stet. 

Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltslage des Bun-
des vereinbar. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Rechtsausschuß vorgelegten Beschlußempfehlung. 

Bonn, den 3. Februar 1988 
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von Schmude Frau Vennegerts 




